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Mandantenbrief 02/2025 
 
Jede Generation lacht über Moden, aber folgt den neuen 
treu. 
Henry David Thoreau; 1817 – 1862, amerikanischer Schriftsteller und Philo-

soph 

  

Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  

BINDUNGSDAUER EINES 

ARBEITNEHMERS BEI FINANZIERUNG 

EINER FORTBILDUNG DURCH DEN 

ARBEITGEBER 

Eine Freistellung eines Arbeitnehmers von der Verpflichtung 

zur Erbringung der Arbeitsleistung in Höhe von 50 Tagen im 

Zusammenhang mit einer Fortbildungsmaßnahme rechtfertigt 

nicht die Vereinbarung einer Bindungsdauer von 5 Jahren. 

Dies gilt auch dann, wenn der Arbeitgeber im Rahmen der 

Fortbildungsmaßnahme zusätzlich Studiengebühren in nicht 

unerheblicher Höhe trägt (hier ca. 14.000 €). 

 

Die Richter des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen führten 

in ihrem Urteil aus, dass die vollzeitig beschäftigte Angestellte 

für Fortbildungsmaßnahmen unstreitig an insgesamt 50 Tagen 

von der Verpflichtung zur Arbeitsleistung bezahlt freigestellt 

wurde. Dies rechtfertigt nach der gefestigten Rechtsprechung 

eine Bindungsdauer von 1 Jahr. 

 

 
 



 

 

Unter Berücksichtigung der Umstände in diesem Fall, insbe-

sondere der vom Arbeitgeber zusätzlich übernommenen Stu-

diengebühren sowie das Erreichen der Masterqualifikation als 

Vorteil für die Angestellte, ist aus Sicht des Gerichts hier eine 

Bindungsdauer von 2 Jahren angemessen. 

 

Eine Aufrechterhaltung der Klausel mit dem abgeänderten In-

halt einer noch zulässigen Dauer ist jedoch nicht möglich, da 

aus den Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches ein Ver-

bot der geltungserhaltenden Reduktion herzuleiten ist. 

 

 

Familienrecht/Erbrecht 

NEUE ENTSCHEIDUNGEN DES BFH 

ZUR ERBSCHAFTSTEUER 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte in den letzten Monaten meh-

rere Verfahren mit Bezug zum Erbschaftsteuerrecht zu ent-

scheiden. 

 

In einem Verfahren ging es um Leistungen aus einer Sterbe-

geldversicherung, die der Erblasser bereits zu Lebzeiten an ein 

Bestattungsunternehmen abgetreten hatte und die Frage, ob 

diese den Nachlasswert erhöht, was sich ggf. steuererhöhend 

auswirken kann. Hieran schloss sich auch die Frage, ob dann 

die konkrete Höhe der Bestattungskosten oder lediglich die 

Erbfallkostenpauschale von zu diesem Zeitpunkt noch 10.300 € 

vom Nachlass in Abzug zu bringen sei. 

 

Der BFH hat zwar das Verfahren zur erneuten Verhandlung 

und Entscheidung an das erstinstanzliche Finanzgericht (FG) 



 

 

zurückverwiesen, da noch notwendige Sachverhaltsfeststellun-

gen zu tätigen waren. Er hat aber deutlich gemacht, dass zwar 

die Zahlung an das Bestattungsunternehmen nicht zum Nach-

lass gehöre, aber ein gleichwertiger Sachleistungsanspruch 

des Erblassers gegenüber dem Bestattungsunternehmen auf 

den Erben übergehe, sodass der Nachlass um diesen Betrag 

zu erhöhen sei. Daher dürfe auch nicht nur die Erbfallkosten-

pauschale in Abzug gebracht werden, sondern die gesamten 

Bestattungskosten, wobei dieser Betrag bei mehreren Erben 

nur einmal gewährt werde. Gleiches gilt auch, wenn der Erbe 

einen direkten Zahlungsanspruch gegenüber dem Versiche-

rungsunternehmen hat. 

 

In einem anderen Fall hatte der BFH darüber zu befinden, ob 

für den Fall, dass mehrere Erben oder Vermächtnisnehmer 

nach dem Tod des Erblassers vorhanden sind und jedem kon-

krete Gegenstände und/oder Geldbeträge zugewendet werden, 

die Nachlassregelungskosten als den Nachlass und somit die 

Erbschaftsteuer mindernde Position zu bewerten sind. Die Fi-

nanzbehörde wie auch das erstinstanzliche FG verweigerten 

die Anerkennung. Hierzu gehörten auch weitere Mietkosten für 

die Unterbringung des Nachlasses und Sachverständigenkos-

ten für einen Kunstexperten. 

 

Der BFH schloss sich der Auffassung der Kläger an, dass 

diese Kosten notwendig und berücksichtigungsfähig waren, da 

Nachlassgegenstände teilweise erst veräußert werden muss-

ten, um die Anordnungen des Erblassers zu erfüllen. Somit wa-

ren auch Unterbringungs- und Sachverständigenkosten um-

fasst. Diese minderten den Nachlass und somit die Höhe der 

Erbschaftsteuer. 



 

 

 

In einem dritten Fall hatte der BFH über die Höhe der Erb-

schaftsteuerfreibeträge von Verwandten zu entscheiden. Konk-

ret ging es darum, dass das Kind des Erblassers nach dem 

Gesetz einen Steuerfreibetrag in Höhe von 400.000 € hat, wäh-

rend die Höhe des Freibetrags eines Enkelkindes davon ab-

hängt, ob dessen erbberechtigter Elternteil zum Zeitpunkt des 

Todes des Großelternteils bereits vorverstorben ist, dann wäre 

der Freibetrag ebenfalls 400.000 €. Hier war dieses nicht so, 

der Elternteil hatte vor Eintritt des Erbfalls mit notarieller Ur-

kunde einen Erb- und Pflichtteilsverzicht erklärt. Das Finanz-

amt und das erstinstanzliche Gericht gestanden dem Enkelkind 

nur einen steuerlichen Freibetrag von 200.000 € zu, da der El-

ternteil noch lebte, wenn dieser aufgrund des Verzichts auch 

zu behandeln war, als wäre er in der Erbfolge nicht mehr vor-

handen. 

 

Der BFH schloss sich der Auffassung des Finanzamtes und 

des FG an. Im Gesetz sei ausdrücklich geregelt, dass der hö-

here Freibetrag nur zu gewähren sei, wenn die Elterngenera-

tion tatsächlich verstorben sei. Eine Todesfiktion durch Erbver-

zicht habe diese Wirkung ausdrücklich nicht.   

 

Hinweis: Durch das Jahressteuergesetz 2024 wurde die Erb-

fallkostenpauschale für Erwerbe ab dem 1.1.2025 von 10.300 € 

auf 15.000 € erhöht. Weiterhin können Erben bei beschränkter 

Steuerpflicht nun auch Nachlassverbindlichkeiten hinsichtlich 

des Anteils geltend machen, der auf Vermögen entfällt, wel-

ches der deutschen Erbschaftsteuer unterliegt. 

 

 



 

 

Sonstiges 

VERKEHRSUNFALL – NACHWEIS VON 

VORSCHÄDEN UND DEREN 

BESEITIGUNG GEGENÜBER DER 

VERSICHERUNG 

Bei einem Verkehrsunfall mit einem bereits vorgeschädigten 

Fahrzeug darf die gegnerische Haftpflichtversicherung vom 

Geschädigten Nachweise über den Vorschaden und dessen 

Reparatur verlangen. Solange diese Unterlagen nicht vorgelegt 

werden, ist die Versicherung nicht verpflichtet, den Schaden zu 

regulieren. 

 

In einem konkreten Fall wurde nach einem Unfall ein Sachver-

ständigengutachten erstellt. In der Zusammenfassung enthielt 

das Gutachten unter „Vorschäden“ den Eintrag „Heckschaden“. 

Der Sachverständige führte hierzu Folgendes aus: „Am Fahr-

zeug wurden Vorschäden festgestellt bzw. angegeben (siehe 

Zusammenfassung des Gutachtens). Die Instandsetzung der 

festgestellten Vorschäden erfolgte sach- und fachgerecht.“ Un-

ter der Überschrift „Unreparierte Vorschäden“ findet sich der 

Eintrag: „Am Fahrzeug wurden keine unreparierten Vorschä-

den festgestellt.“ 

 

Der Geschädigte verlangte nun von der gegnerischen Haft-

pflichtversicherung die Regulierung des Schadens. Die Zah-

lung wurde verweigert, da die vorhandenen Unterlagen keine 

eindeutige Ermittlung des unfallbedingten Schadens ermöglich-

ten und unklar blieb, ob es zu einer Überlagerung mehrerer 

Schäden gekommen war. Daraufhin ließ der Geschädigte das 

Fahrzeug instandsetzen. Die Versicherung zahlte nun zwar 



 

 

u.a. die Gutachterkosten und die beschädigte Brille, verwei-

gerte jedoch die Erstattung der Reparaturkosten des Fahr-

zeugs, solange der Nachweis zur ordnungsgemäßen Beseiti-

gung des Vorschadens fehlte. 

 

Nachdem der Geschädigte die entsprechenden Unterlagen 

vorlegen konnte, aus denen zu erkennen war, dass der Heck-

schaden sach- und fachgerecht repariert wurde, zahlte die Ver-

sicherung. 

 

Hinweis: Für den Fall eines Verkehrsunfalls sollten daher alle 

Belege aufbewahrt werden, die belegen, dass evtl. Schäden 

am Fahrzeug sach- und fachgerecht beseitigt wurden. 

 

 

https://www.advounion.de/aktuelles/urteile-und-tipps/aktuelle-themen-februar-2025-2.html
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